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Medienökonomie

Trotz weit zurückreichender Pionierleistungen fehlt der Medienöko-
nomie die solide disziplinäre Verankerung. Von Seiten der Kommunika-
tionswissenschaft und der Wirtschaftswissenschaft gibt es jedoch seit
Ende des vergangenen Jahrhunderts verstärkte Anstrengungen, die Eta-
blierung und gleichzeitige Abgrenzung als Teildisziplin im jeweiligen
Fach zu vollziehen.

Innerhalb der Kommunikationswissenschaft, die sich selbst erst in der
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf breiter Basis an den Universitä-
ten etablieren konnte, wurde die Medienökonomie über Jahrzehnte hin-
weg nicht als Teilgebiet ausgewiesen. Zwar wurde in den achtziger Jah-
ren von einer Neuentdeckung der Medienökonomie als Teil der Kommu-
nikationswissenschaft (vgl. Schenk/Hensel 1987) berichtet, diese spiegelt
sich aber nicht in den gängigen Lehrbüchern wider.

Eine Studie zum Entwicklungsstand des Faches Medienökonomie an
deutschen Universitäten aus dem Jahr 1999 zeigt, dass die Einrichtung
von Lehrstühlen vor allem in den Wirtschaftswissenschaften mit be-
triebswirtschaftlichem Fokus geplant ist (vgl. Hess/Schumann 1999). Für
die Forschung legen Untersuchungen von Lacy/Niebauer (1995) und
Chambers (1998) hingegen dar, dass medienökonomische Aufsätze
großteils von Kommunikationswissenschaftern verfasst werden und die
Quellen hierfür vorwiegend kommunikationswissenschaftliche Fachzeit-
schriften sind.

1. Kurzgeschichte der Theorientradition

Medienökonomische Pionierleistungen wurden u.a. von Karl Marx
(1842/1974), Karl Knies (1857), Albert Schäffle (1873), Karl Bücher
(1903, 1904, 1910), Max Weber (1910/1924) und Werner Sombart (1927)
bereits seit dem 19. Jahrhundert erbracht, allesamt Nationalökonomen,
die aber aufgrund der damaligen Ausrichtung der Ökonomie und ihrer
Mehrfachqualifikation als transdisziplinär einzustufen sind. Ihre Arbeiten
werden nicht nur als wegbereitend für die Medienökonomie, sondern für
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die gesamte Kommunikationswissenschaft angesehen.1 Die genannten
Vertreter können großteils der Klassischen Politischen Ökonomie zuge-
ordnet werden, in der die Trennung von ökonomischer und politischer
Analyse nicht vollzogen war. Sie thematisierten die besondere gesell-
schaftliche Bedeutung meist marktmäßig produzierter Massenmedien
(Zeitungen) und analysierten die bis heute zentralen Fragen der Me-
dienökonomie nach den Auswirkungen des kapitalistisch-
marktwirtschaftlichen Wirtschaftssystems auf die Medienproduktion, die
ökonomischen Besonderheiten von Mediengütern, deren Zwitterstellung
als Wirtschafts- und Kulturgut, die Problematik der Werbefinanzierung
von Medien und das daran gekoppelte Problem der Produktion für zwei
unterschiedliche Absatzmärkte (Leser, Werbeindustrie), die Tendenz zur
Monopolisierung aufgrund der spezifischen Kostenstruktur und die Kon-
sequenzen dieser strukturellen Besonderheiten für die Formulierung der
Politik.

Mit der Durchsetzung des neoklassischen Paradigmas der Ökonomie
wurde Anfang des 20. Jahrhunderts die Trennung von ökonomischer und
politischer Analyse vollzogen; das individuelle, wirtschaftliche Verhalten
trat unter dem Aspekt der Nutzen- und Gewinnmaximierung in den Vor-
dergrund, der methodologische Individualismus setzte sich durch, d.h.
Erklärungen basieren auf Annahmen über individuelles Verhalten. Die an
der Neoklassik ausgerichtete Medienökonomie konzentriert und be-
schränkt sich weitgehend auf die Problematik der optimalen Allokation2
knapper Ressourcen, auf die ökonomischen Bedingungen der Produktion,
Distribution und des Konsums im Mediensektor. Picard (1989), Albarran
(1996) und Heinrich (1994, 1999) liefern umfassende Einführungen in die
medienökonomische Analyse, vorwiegend auf Basis neoklassischer An-
sätze. Grundsätzlich wird in der neoklassischen Ökonomie und der in
ihrem Kontext entwickelten Public Interest Theorie der Regulierung
davon ausgegangen, dass der (Wettbewerbs-)Markt als Ordnungsprinzip,
das freie Spiel der Marktkräfte (Angebot und Nachfrage), zur wohl-
fahrtstheoretisch optimalen Allokation führt. Weiterhin wird analysiert,

                                                            
1 Zur Bedeutung dieser Pionierleistungen für die US-

Kommunikationswissenschaft siehe Hardt 1988. Der erste Lehrstuhl am
Institut für Zeitungskunde in Leipzig (1916) wurde mit Karl Bücher besetzt.

2 Unter Allokation versteht man das Ergebnis der Zuordnung von Res-
sourcen zu Produktionsprozessen bzw. von finalen Gütern zu Konsumenten
und den entsprechenden relativen Preisen von Inputs und Outputs.
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ob Medienmärkte strukturelle Defizite (z.B. Externalitäten, Informations-
defizite) aufweisen, die zu Marktversagen führen und in der Folge staatli-
che Marktinterventionen (Regulierungen3) für den jeweiligen Ausnahme-
fall rechtfertigen. Mögliche Defizite staatlicher Regulierung, etwa durch
Partikularinteressen der am Regulierungsprozess Beteiligten oder durch
hohe Regulierungskosten, bleiben in der Public Interest Theorie unbe-
rücksichtigt.

Im Unterschied zur neoklassischen Ökonomie beachtet die Politische
Ökonomie auch den Einfluss politischer Institutionen und Interessenkon-
stellationen auf die Ökonomie – es kommt zu einer Reintegration des
Politischen in die Theorie. Im Zentrum stehen Fragen der (nationalen und
globalen) Machtverteilung und Konsequenzen für die Demokratie. Inner-
halb der Medienökonomie sind verschiedene Analysestränge der politi-
schen Ökonomie von Bedeutung.4 Mit kritischen und (neo-
)marxistischen Ansätzen5 wird Fragen nach der Wechselwirkung von
Kapitalismus und Mediensystem (vgl. Holzer 1971, 1975; Garnham
1990), nach einer neuen Weltinformationsordnung und der Entwicklung
einer nationalen Kommunikationspolitik in Entwicklungsländern (z.B.
Nordenstreng/Schiller 1979), nach Imperialismus und hegemonialen Wir-
kungen von Massenkommunikation nachgegangen (vgl. Schiller 1969,
1976; Smythe 1981), wobei Medien als Kulturindustrien analysiert wer-
den. Die thematische Nähe zu Analysen der Cultural Studies führt immer
wieder zu wechselseitiger, teils heftig geführter Kritik (vgl. Garnham
1995; Grossberg 1995). In institutionalistischen Ansätzen, die u.a. auf
Arbeiten von Veblen aufbauen, wird die Bedeutung des kumulativen,
fortwährenden Wandels, die Pfadabhängigkeit und die Rolle des techni-
schen Fortschritts für den institutionellen und damit gesellschaftlichen
Wandel thematisiert. Im Unterschied zu neoklassischen Annahmen der
rationalen Entscheidungsfindung durch Konsumenten werden von Insti-
tutionalisten psychologische Zugänge zu ökonomischen Problemen for-
ciert (bounded rationality6), Macht- und Einkommensverteilung werden

                                                            
3 Regulierungen sind hoheitliche Verhaltensbeschränkungen für Markt-

akteure.
4 Für einen Überblick siehe Babe 1995; Mosco 1996; Steininger 1998.
5 Intellektuelle Ursprünge kommen u.a. aus der Frankfurter Schule.
6 Damit wird versucht, ein „realistisches“ Bild über die eingeschränkte

Informiertheit und die dementsprechende Rationalität in der Entscheidungs-
findung zu verwenden.
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im Gegensatz zur neoklassischen Ökonomie nicht als gegeben angenom-
men. In institutionalistischen, medienökonomischen Arbeiten wird bei-
spielsweise in historischer Perspektive der Zusammenhang zwischen den
jeweiligen Medien (technischer Fortschritt) und der jeweiligen gesell-
schaftlichen Machtverteilung und Herrschaftsform hergestellt (vgl. Innis
1972, 1991).

Die vielfältigen Ansätze der Neuen Politischen Ökonomie stehen in
der Tradition der liberalen, klassischen und neoklassischen Theorien und
verwenden dementsprechend auch das Konzept des methodologischen
Individualismus. Die weitgehend synonyme Verwendung des Begriffs
Neue Politische Ökonomie mit Ökonomische Theorie der Politik und
Public Choice verweist auf die Berücksichtigung der Politik, wobei ein
Hauptaugenmerk auf institutionalistische Aspekte (Neue Institutionalisti-
sche Ökonomie) gelegt wird. Der neue Institutionalismus baut schwer-
punktmäßig auf Transaktionskostenansätze von Coase (1937), North
(1988) und Williamson (1990) auf und greift etliche Themen des alten
Institutionalismus auf, wie das Verhältnis von Recht und Ökonomie und
die Entwicklung von Eigentumsrechten (Property Rights), die für me-
dienökonomische Fragestellungen von Relevanz sind.7 Kiefer (2001)
liefert eine Einführung in die Medienökonomik, in der sie für eine öko-
nomische Analyse kommunikationswissenschaftlicher Problemstellungen
auf Basis von Ansätzen der Neuen Politischen Ökonomie plädiert. So
können Property-Rights-Ansätze auf Fragen der Medienfinanzierung und
die Entstehung von Pay-TV angewendet werden; der Prinzipal-Agent-
Ansatz kann sich für die Analyse des Verhältnisses von Publikum (Prin-
zipal) und Medien (Agent) als hilfreich erweisen; Transaktionskostena-

                                                            
7 Institutionen, verstanden als Regelsysteme, als Organisationen und

Normen (formelle, z.B. Gesetze, und informelle, z.B. Traditionen) dienen
politisch gesehen der Durchsetzung individueller und kollektiver Interessen
und ökonomisch gesehen der Wohlfahrtssteigerung. Diese Verbesserung wird
u.a. anhand der anfallenden Transaktionskosten gemessen. Transaktionen
finden statt, wenn Güter oder Leistungen übertragen werden. Transaktionsko-
sten sind „Reibungskosten“ bei Übergängen, etwa Informations-, Verhand-
lungs- und Abwicklungskosten beim Wechsel von Eigentumsrechten. Ein
Hauptzweck ökonomischer Institutionen besteht darin, Transaktionskosten
einzusparen. Transaktionskosten können auch nach Koordinationskosten, die
im Markt, und Organisationskosten, die im Unternehmen anfallen, unterteilt
werden.
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nalysen können zur Begründung von Konzentrationsprozessen im Me-
dienbereich herangezogen werden. Die Special Interest Theorie der Re-
gulierung analysiert, wessen Partikularinteressen sich im Regulierungs-
prozess durchsetzen.8 So wird hinterfragt, ob die Regulierung entspre-
chend dem öffentlichen Interesse erfolgt (etwa bei Lizenzzuteilungen und
Medienkonzentrationsfragen) oder ob sie vielmehr durch Partikularinter-
essen der regulierten Industrie bestimmt wird (Regulatory Capture; vgl.
Stigler 1971). Gemeinsam mit dem Transaktionskostenansatz kann die
Special Interest Theorie zur Analyse der Effizienz staatlicher Regulie-
rung, des Staatsversagens (Defizite der Regulierung) in der Medienpolitik
und somit als Hilfestellung für die Politik bei der Institutionalisierung
nationaler und internationaler Regulierung genutzt werden.

Für das Verständnis der verschiedenen Zugänge und Ansätze der me-
dienökonomischen Analyse ist weiterhin die Unterteilung in volks- und
betriebswirtschaftliche Ansätze zu beachten. Die oben genannten sind der
Volkswirtschaft zuzurechnen und lassen sich in makro- und mikroökono-
mische Ansätze unterteilen. Mikroökonomische Ansätze haben als Unter-
suchungseinheit die einzelnen Haushalte und Unternehmen. Sie dienen
z.B. der Analyse der Preissetzung, der Angebots- und Nachfragefunktio-
nen, der Marktallokation sowie von Preis- und Einkommenselastizitäten.
Makroökonomische Ansätze untersuchen hingegen Aggregate von mi-
kroökonomischen Analyseeinheiten. So wird z.B. die Bedeutung der
Medienindustrie für die Beschäftigungsentwicklung und das Wirt-
schaftswachstum eruiert (vgl. Seufert 2000 zur Rundfunkwirtschaft); für
Studien zum Wandel von der Industrie- zur Informationsgesellschaft (vgl.
Machlup 1962; Porat 1977) wird u.a. der Anteil der Informationsberufe
an den Gesamtbeschäftigungszahlen als Kriterium herangezogen.

Betriebswirtschaftliche Ansätze unterscheiden sich von volkswirt-
schaftlichen im Erkenntnisobjekt. Sie beschreiben und erklären das wirt-
schaftliche Handeln in Unternehmen in Bezug auf die gestellten Zielset-
zungen. Für die betriebswirtschaftlich ausgerichtete Medienökonomie
ergeben sich somit Fragestellungen im Hinblick auf Unternehmensfüh-
rung, Personalwirtschaft, Betriebsgröße, Programmkosten sowie Rech-

                                                            
8 Das anfangs antagonistische Verhältnis von Public and Special Interest

Theorien wurde zu einer kombinierten Sichtweise weiterentwickelt, indem
argumentiert wurde, dass Special Interests nicht ohne Public Interests ver-
folgt werden können, da ein Ausgleich zwischen den Interessensgruppen
erfolgen muss.
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nungswesen (vgl. Eichhorn/von Loesch 1983; Fünfgeld 1983). Lehrbü-
cher zur Medienwirtschaft aus betriebswirtschaftlicher Sicht legen Schu-
mann/Hess (2000) und Wirtz (2000) vor. Im erstgenannten wird das Me-
dienunternehmen aus kaufmännischer sowie produkt-, ressourcen-, und
managementorientierter Perspektive dargestellt, im anderen wird das
Medien- und Internetmanagement analysiert.

Eine Kombination aus betriebs- und volkswirtschaftlicher Analyse,
z.B. von Erlöstypen und -modellen sowie von veränderten Wertschöp-
fungsketten in der Internetökonomie, liefern Zerdick et al. (2001). Inter-
disziplinäre medienökonomische Arbeiten kombinieren z.B. betriebswirt-
schaftliche mit systemtheoretischen Ansätzen zur Analyse der Medien-
und Publikumsforschung (vgl. Siegert 1997) oder verwenden eine
ethisch-normative Betriebswirtschaftslehre unter Anwendung des Stake-
holder-Ansatzes, wobei das Medienunternehmen als gesellschaftlich ver-
antwortliche Institution aufgefasst wird, die in ihren Entscheidungen die
Interessen der verschiedenen Betroffenen zu balancieren hat (vgl. Karma-
sin 1998). Damit soll dem Anspruch der Berücksichtigung nicht-
ökonomischer Ziel- und Problemstellungen in der Medienökonomie Ge-
nüge getan werden.

In der Informationsgesellschaft sind weniger die verfügbaren Infor-
mationen als vielmehr die Aufmerksamkeit (Zeit/Motivation) die knappe
Ressource. Eine Ökonomie der Aufmerksamkeit (vgl. Frank 1998; Zerdick
et al. 2001) existiert erst in Ansätzen, fokussiert u.a. auf die Rolle der
Massenmedien bei der Bindung von Aufmerksamkeit und verlangt nach
einem interdisziplinären Zugang.

2. Grundbegriffe und -definitionen

Zum Verständnis der Medienökonomie erscheint es vorerst notwen-
dig, verschiedene Definitionen und damit Abgrenzungen dieses Begriffs
zu diskutieren. Danach folgt die Erklärung ausgewählter wirtschaftswis-
senschaftlicher Grundbegriffe.

! Definitionen/Abgrenzungen der Medienökonomie
Die Definitionen von Medienökonomie in den Lehrbüchern von Pi-

card (1989), Heinrich (1994, 1999) und Albarran (1996) sind relativ eng
gewählt und stellen die zentrale ökonomische Frage nach der optimalen
Allokation knapper gesellschaftlicher Ressourcen in den Vordergrund.
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Stellvertretend wird hier jene von Heinrich angeführt, der den Untersu-
chungsgegenstand auf den Journalismus beschränkt:

„Medienökonomie untersucht, wie die Güter Information, Unter-
haltung und Verbreitung von Werbebotschaften in aktuell berich-
tenden Massenmedien produziert, verteilt und konsumiert werden.
Sie untersucht also die ökonomischen Bedingungen des Journalis-
mus.“ (Heinrich 1994, 19)

Im Gegensatz dazu wählen Schenk/Hensel (1987) und Kiefer (2001)
breitere Definitionen: Neben der Analyse der ökonomischen Bedingun-
gen des Mediensystems werden auch die gesellschaftlichen Konsequen-
zen und die Bedeutung der Ökonomisierung von Medien berücksichtigt.
Die Ansätze beziehen die politischen Gestaltungsoptionen mit ein:

„Zum Forschungsgegenstand der Medienökonomie gehören die
ökonomischen Aspekte des Mediensystems und deren Bedeutung
für die Struktur und Funktion des gesamten Informationssystems.
[...] Die Medienökonomie beschränkt sich damit nicht nur auf die
Betrachtung ökonomischer Aspekte des Mediensystems, sondern
betrachtet auch die Konsequenzen der Ökonomisierung für das ge-
samte Kommunikations- und Informationssystem einer Gesell-
schaft.“ (Schenk/Hensel 1987, 536)

Medienökonomie ist „eine Teildisziplin der PKW [der Publizistik-
und Kommunikationswissenschaft, Anm. d. Verf.], die wirtschaft-
liche und publizistische Phänomene des Medienssystems kapitali-
stischer Marktwirtschaften mit Hilfe ökonomischer Theorien un-
tersucht. [...] [Hierbei entwickelt die] normative Medienökonomie
[...] Gestaltungsoptionen mit Blick auf gesellschaftlich konzen-
trierte Ziele des Mediensystems.“ (Kiefer 2001, 41)

•  Wirtschaftswissenschaftliche Grundbegriffe und -konzepte
Zentrale wirtschaftswissenschaftliche Grundbegriffe und -konzepte

werden nachfolgend – thematisch unterteilt nach Marktformen & Kosten-
strukturen, Marktversagen und Konzentration – kurz erläutert.

Marktformen & Kostenstrukturen
In der Wirtschaftswissenschaft wird zwischen Monopol (ein Anbie-

ter), Oligopol (mehrere), Polypol (viele) und monopolistischer Konkur-
renz unterschieden. Im letztgenannten Fall schaffen sich Anbieter in ei-
nem Polypol mit Hilfe von Produktdifferenzierung und Wer-
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bung/Marketing (Brands) eine Monopolstellung in einem Marktsegment.
Die einzelnen Marktformen werden mit verschiedenen Annahmen hin-
sichtlich Wettbewerb und Marktmacht, Preissetzung etc. verbunden. Der
Medienbereich ist vorwiegend durch oligopolistische Strukturen mit Ten-
denz zum Monopol charakterisiert. Beeinflusst wird eine solche Ent-
wicklung u.a. durch die Existenz von Economies of Scale (Betriebsgrö-
ßenvorteile), d.h. bei einem proportionalen Anstieg aller Produktionsfak-
toren steigt der Output überproportional an. Bei Medienprodukten sind
die Herstellungskosten für die erste Einheit (First-copy-Kosten) hoch,
während die Kosten jeder weiteren Einheit (Grenzkosten) gering sind und
sogar gegen Null gehen können. Hohe Fixkostenanteile, niedrige Grenz-
kosten und die hohe Kostendegression bei steigender Produktion fördern
Konzentration und potenzielles Marktversagen.9 Die Kostenstruktur der
Medienproduktion verstärkt die Tendenz zur Monopolisierung, da man
als Monopolist am Günstigsten anbietet. Bei Medien reicht die Nachfrage
oder die Zahlungsbereitschaft zur Deckung der Kosten zumeist nicht aus,
auch ist das Absatzpotenzial nicht beliebig erweiterbar, weshalb alternati-
ve Finanzierungsmöglichkeiten (z.B. Werbung) erschlossen werden müs-
sen. Medien produzieren somit für zwei unterschiedliche Absatzmärkte
(Rezipienten und Werbewirtschaft), dies vielfach zu Lasten außerökono-
mischer, publizistischer Zielsetzungen. Wie Smythe (1977, 1981a) argu-
mentiert, ist die Produktion von Zuschauern für die Werbeindustrie das
eigentliche Ziel werbefinanzierter Medien.

Marktversagen
Marktversagen entsteht, falls der Marktprozess zu ökonomisch ineffi-

zienten Ergebnissen führt, wenn beispielsweise zu teuer, zu wenig oder
das Falsche angeboten wird: Das produktive (sparsamer Ressourcenein-
satz) und/oder das allokative Effizienzziel (Produktion gemäß Konsu-
mentenpräferenzen) werden nicht erreicht. Im Medienbereich wird dies
v.a. auf die Charakteristika öffentliche Güter, Externalitäten, natürliche
Monopole, Informationsasymmetrien und meritorische Güter zurückge-
führt. Die damit gerechtfertigten Regulierungen dienen der Korrektur von
Marktversagen.

Mangelnde Zahlungsbereitschaft resultiert u.a. aus dem öffentlichen
Gutscharakter von Medienprodukten. Ein öffentliches Gut ist durch die
Charakteristika Nicht-Ausschließbarkeit vom und Nicht-Rivalität im Kon-

                                                            
9 Zur medienspezifischen Kostenstruktur vgl. Ludwig 1998.
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sum gekennzeichnet. Aufgrund der Nicht-Rivalität können diese Güter
von mehreren konsumiert werden, ohne dass sie verbraucht werden oder
an Qualität einbüßen. Nicht-Ausschließbarkeit bedeutet, dass niemand
von der Nutzung ausgeschlossen werden kann bzw. ein Ausschluss zu
kostspielig wäre (z.B. terrestrisches TV), auch wenn kein Preis für die
Nutzung dieses Guts bezahlt wird. Diese Situation bezeichnet man als
Trittbrettfahrer-Effekt oder als Free-Rider-Problematik. Aus beiden Cha-
rakteristika resultieren Preissetzungsprobleme und in der Folge Subopti-
malität, d.h., dass meist zu wenig, in manchen Fällen auch zu viel produ-
ziert wird. Da kein effizientes Marktangebot zu Stande kommt, wird die
Notwendigkeit von Staatseingriffen, Förderungen und mitunter auch die
Bereitstellung öffentlicher Güter durch den Staat (z.B. öffentlich-
rechtlicher Rundfunk) abgeleitet.

Unter Externalitäten versteht man Wirkungen der wirtschaftlichen
Aktivität auf Dritte, für die diese, wenn sie positiv sind, nichts bezahlen
müssen, wenn sie negativ sind, nicht entschädigt werden; sie können also
sowohl Nutzengewinne als auch -verluste verursachen. Diese externen
Effekte werden nicht in der individuellen Kosten-Nutzen-Kalkulation
berücksichtigt. Die Internalisierung der externen Effekte kann mittels
Unternehmensstrategien und staatlicher Regulierung erfolgen. Im Me-
diensektor sind v.a. informationale Externalitäten bedeutsam, die auf die
Effekte von massenmedialen Inhalten auf die Gesellschaft (z.B. Werte-
wandel, Wahlverhalten, Wirtschaftsentwicklung) verweisen. Mit diesen
Externalitäten wird etwa Inhaltsregulierung (Zensur, Quotenregulierung
oder öffentlich-rechtliches Fernsehen) gerechtfertigt. Weiterhin sind
Netzexternalitäten von Bedeutung. Diese sind zumeist positiver Art und
entstehen bei Gütern, bei denen der Wert des Produkts für Konsumenten
zunimmt, je mehr davon verkauft wird. Ein Beispiel ist das Telefonnetz:
Mit jedem zusätzlichen Teilnehmer steigt auch der Nutzen aller bestehen-
den Teilnehmer an. Falls die Teilnehmer aber nicht bereit sind, für diesen
Zusatznutzen zu bezahlen, kann die Marktlösung ineffizient sein, d.h. es
kommt zu einem suboptimalen Wachstum des Netzes.

Bei einem natürlichen Monopol ist die firmeninterne Kostendegressi-
on in Relation zur gegebenen Marktgröße so bedeutend, dass auf Dauer
nur ein Unternehmen im Markt überleben würde. Diese Kostendegression
kann dazu führen, dass ein einziges Unternehmen das Gut kostengünsti-
ger bereitstellen kann als jede andere Anbieterzahl. Die traditionelle Mo-
nopolregulierung im Telekommunikationsbereich wurde u.a. mit dieser
Eigenschaft gerechtfertigt.
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Informationsasymmetrien beschreiben Situationen, in denen die Kon-
sumenten gegenüber den Anbietern nur unvollständige Informationen
über Güter besitzen. Aus dieser mangelnden Transparenz ergeben sich
Unsicherheiten für Konsumenten, die zu regulierenden Eingriffen, wie
Kennzeichnungspflicht und Qualitätsstandards führen können (z.B. im
eCommerce). Im Fall von journalistischen Inhalten ist die Intransparenz
besonders hoch. Es handelt sich um sogenannte Vertrauensgüter, deren
Qualität durch Konsumenten – selbst nach dem Konsum – nicht objektiv
bestimmbar ist.

Im Unterschied zu den bisher genannten ökonomischen Gründen für
Marktversagen werden im Fall von meritorischen Gütern politische Ziel-
setzungen nicht marktmäßig erreicht, die Güter werden weniger nachge-
fragt als gesellschaftlich erwünscht wäre. Daraus kann z.B. staatliche
Produktionsförderung abgeleitet werden, wie im Fall des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks. Der umgekehrte Fall gilt für demeritorische Gü-
ter. Hier versucht man, den Konsum von gesellschaftlich unerwünschten
Gütern (z.B. Pornografie) etwa durch Inhaltsregulierungen zu verbieten
oder zu reduzieren.

Konzentration
Generell spricht man von Konzentration, wenn wenige Unternehmen

auf dem relevanten Markt über hohe Marktanteile verfügen (Konzentrati-
onszustand). Konzentrationsprozesse liegen vor, wenn die Zahl der Un-
ternehmen am Markt kleiner wird (absolute Konzentration) oder wenn
sich bei gleicher Unternehmenszahl die Marktanteile zugunsten der
größten Unternehmen verschieben (relative Konzentration). Man unter-
scheidet ferner internes Unternehmenswachstum (z.B. Microsoft) und
unternehmensexternes Wachstum (z.B. der Zusammenschluss von
AOL/Time Warner). Bei letzterem wird zwischen horizontalen, vertikalen
und konglomeraten Zusammenschlüssen und folglich Konzentrationen
unterschieden. Bei horizontalen Zusammenschlüssen vereinen sich Un-
ternehmen, die auf dem gleichen relevanten Markt tätig sind. Vertikale
Zusammenschlüsse finden zwischen Unternehmen statt, die auf verschie-
denen Stufen der Wertschöpfungskette tätig sind, d.h. solchen, die in
einer Käufer-Verkäufer-Beziehung stehen. Bei konglomeraten Zusam-
menschlüssen sind Unternehmen beteiligt, die weder auf dem gleichen
relevanten Markt tätig sind noch in einer Käufer-Verkäufer-Beziehung
stehen. Wenn solche Zusammenschlüsse innerhalb des Mediensektors



12 Natascha Just, Michael Latzer

stattfinden (z.B. Rundfunk und Zeitung), spricht man vielfach von diago-
naler Konzentration.

Marktbeherrschung und Konzentration werden immer für den rele-
vanten Markt bestimmt. Zumeist wird der sachliche und der räumliche
relevante Markt unterschieden, wobei die Abgrenzung sowohl theoretisch
als auch praktisch sehr schwierig ist. Zentrales Kriterium der sachlichen
Marktdefinition ist die Substituierbarkeit von Produkten und Dienstlei-
stungen in Bezug auf einen gemeinsamen Verwendungszweck der Ab-
nehmer. Somit zählen jene Güter und Dienstleistungen zu einem Markt,
die unter gegebenen Marktverhältnissen der Deckung desselben Bedarfs
dienen, also aus Sicht der Verbraucher hinsichtlich ihrer Eigenschaften
(z.B. Preis, Inhalt) als kurzfristig austauschbar bzw. substituierbar ange-
sehen werden. Der räumliche Markt ist das Gebiet, auf dem diese Pro-
dukte angeboten werden (z.B. lokal, regional, national) und hinreichend
homogene Wettbewerbsbedingungen existieren. Für die Festlegung der
Marktmacht von Unternehmen werden zuerst alle Wettbewerber definiert
und die Marktanteile festgelegt. Dann werden die Konzentrationsraten
ermittelt. Ziel der Konzentrationsmessung ist es, mittels geeigneter Kon-
zentrationsmerkmale (z.B. Umsatz, Zuschaueranteil) und statistischer
Methoden Stand und Entwicklung von Unternehmenskonzentration in
Maßzahlen auszudrücken. Zu den gängigen Konzentrationsindices zählen
z.B. der Herfindahl-Hirschman-Index (HHI) oder die Konzentrationsra-
ten (z.B. CR4 und CR8). Beim Herfindahl-Hirschman-Index wird die
Summe der quadrierten Marktanteile aller Anbieter gebildet. Durch das
Quadrieren der Marktanteile legt man anteilsmäßig mehr Gewicht auf
große Firmen in Korrelation mit ihrer relativen Wichtigkeit im Markt.
Das bedeutet, dass kleine Unternehmen aufgrund ihres geringen Einflus-
ses wenig in das Konzentrationsmaß eingehen, während großen Unter-
nehmen ein großes Gewicht beigemessen wird. Der HHI bewegt sich
zwischen 0 (viele Unternehmen mit kleinen Marktanteilen) und 10.000
(reiner Monopolmarkt). In den USA gelten Märkte mit einem HHI von
unter 1.000 als nicht konzentriert, mit einem HHI zwischen 1.000 und
1.800 als mittelmäßig konzentriert und über 1.800 als stark konzentriert.
Der HHI eignet sich besonders, um die Konzentration zwischen Industri-
en zu vergleichen. Im Gegensatz zum HHI, wo alle Marktteilnehmer
inkludiert werden, werden bei der Konzentrationsrate nur die Marktan-
teile einer bestimmten Anzahl der größten Unternehmen, z.B. der vier



Medienökonomie 13

(CR4) bzw. acht (CR8) größten im Markt (USA, EU)10 beachtet. Hierbei
wird der Gesamtumsatz der vier bzw. acht größten Unternehmen mit dem
Gesamtumsatz der Industrie verglichen. Wenn die Konzentrationsrate der
vier größten Unternehmen größer/gleich 50 % ist oder die der acht größ-
ten größer/gleich 75 %, dann spricht man von hoch konzentrierten Märk-
ten. Neben der Erfassung des Marktanteils (quantitativ) werden bei der
Bewertung von Zusammenschlüssen auch qualitative Faktoren berück-
sichtigt, wie Marktzutrittsbarrieren, verschiedene Effizienzkriterien, aber
auch politische und soziale Implikationen.

Für den Medienbereich wird immer wieder nach Alternativen zur
ökonomischen Konzentrationsmessung gesucht, da von der Konzentration
nicht nur der Wettbewerb, sondern auch die Medien- und Meinungsviel-
falt betroffen ist. Das bedeutet, dass die Politik nicht nur auf die Ge-
währleistung eines ökonomischen Wettbewerbs abzielt, sondern auch auf
das demokratiepolitische Ziel, ein pluralistisches Mediensystem zu ga-
rantieren. Diskutiert wird, ob das politische Ziel Medien- und Meinungs-
vielfalt eher durch Anbietervielzahl11 oder durch publizistische Vielfalt
(vgl. Rager/Weber 1992) erreicht wird. Es gibt jedoch kein allgemein
anerkanntes operationales Konzept zur Erfassung publizistischer Kon-
zentration. Mögliche Ansatzpunkte sind z.B. vergleichende Inhaltsanaly-
sen oder die Zahl der Programme. Bei Konzentrationen im Medienbe-
reich sind weiterhin deren Konsequenzen für den Werbe- und Arbeits-
markt zu beachten.

3. Anwendungen in der Medien- und Kommunikations-
wissenschaft

Die zahlreichen medienökonomischen Arbeiten der vergangenen Jahr-
zehnte12 lassen drei thematische Schwerpunktsetzungen erkennen: (1)

                                                            
10 In Deutschland werden zumeist die Konzentrationsraten CR3 und

CR6, also die drei bzw. sechs größten angewendet.
11 Kiefer (1995) argumentiert, dass die Konzentrationskontrolle nur

von der Vielfalts-Vermutung durch Anbieter-Vielzahl ausgehen kann, da
für alle anderen Anforderungen Wissen und Instrumente fehlen.

12 Für allgemeine Auswahlbibliographien zur medienökonomischen For-
schung siehe Kopper 1982; Schenk/Hensel 1986; Ubbens 1997 und Knoche
1999. Für Sammelbände mit Überblickscharakter siehe Schenk/Donnerstag
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Konzentration (v.a. über Printmedien) seit den sechziger Jahren, (2) Libe-
ralisierung (v.a. über Rundfunk) seit den achtziger Jahren und (3) Kon-
vergenz (v.a. über Internet, Telefonie und Digitalen Rundfunk) seit den
neunziger Jahren. Mit den Schwerpunktsetzungen wurde und wird auf
jeweils aktuelle medientechnische, ökonomische und politische Verände-
rungen reagiert, wobei verschiedenste Analyseansätze zur Anwendung
gelangen.

! Medienkonzentration (1)
Ein sehr breites Spektrum medienökonomischer Forschung widmet sich
dem Phänomen der Konzentration und Fragen des Wettbewerbs im Me-
dienbereich, insbesondere im Pressesektor. Innerhalb der deutschsprachi-
gen Kommunikationswissenschaft trugen v.a. die Pressekonzentration
und das Zeitungssterben seit Mitte der sechziger Jahre zu dieser Schwer-
punktsetzung bei.13 Die wissenschaftlichen Diskussionen gingen in
Deutschland Hand in Hand mit politischen und gesetzgeberischen Akti-
vitäten, etwa mit der Konstituierung von Kommissionen14 und mit me-
dienspezifischen Sonderregelungen15, die z.B. die Prüfung von Zusam-
menschlüssen im Medienbereich bereits bei geringeren Umsatzzahlen als
in anderen Wirtschaftssektoren vorsehen. Damit wird versucht, der mei-
nungsbildenden, demokratischen Funktion der Medien und damit auch
dem Spannungsfeld ökonomischer und publizistischer Zielsetzungen im
Mediensektor Rechnung zu tragen (vgl. Just 2000).

! Liberalisierung (2)
Die Liberalisierung des Rundfunks, d.h. die Zulassung und Förderung

des Wettbewerbs, die im Wesentlichen ab den achtziger Jahren erfolgte,
führte in der Medienökonomie v.a. zur Analyse der Problematik des Ne-

                                                                                                                            
1989; Alexander/Owers/Carveth 1993; Bruck 1993, 1994 und Altmeppen
1996.

13 Für einen Literaturüberblick zur Pressekonzentration für die Jahre
1959-1968 siehe Aufermann et al. 1970. Siehe auch Fußnote 12.

14 Die Michel-Kommission (1964) untersuchte die Wettbewerbsgleichheit
von Presse, Funk/Fernsehen und Film; die Günther-Kommission (1967) eva-
luierte die Gefährdung der Existenz von Presseunternehmen und der Mei-
nungsfreiheit.

15 Z.B. die pressespezifischen Sonderregelungen für Zusammenschlüsse
im deutschen Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) (1976).
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beneinander von öffentlich-rechtlich und privatwirtschaftlich organisier-
ten Rundfunkanstalten (duale Rundfunkordnung). Die behandelten The-
men reichen u.a. von der Darstellung der Aufgabenbereiche und der Dis-
kussion der Existenzberechtigung öffentlich-rechtlicher Sender (vgl. Kie-
fer 1996, 1997; Kops 2000; Kruse 2000) über Fragen zur Rechtfertigung
von Regulierung und zur adäquaten Gestaltung von Rundfunkordnungen
(vgl. Kops 1998, 2000a; Kruse 2000) bis hin zur Analyse von Finanzie-
rungsmöglichkeiten, z.B. Gebühren, Werbung oder Preisausschlusssy-
steme und ihrer Vor- und Nachteile (vgl. Ospel 1988). Besonderes Au-
genmerk wird auf den Konflikt ökonomischer und publizistischer Ziele
im Zuge der verstärkten Wettbewerbsorientierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks gelegt (vgl. Gundlach 1998), weiterhin auf mögli-
che wettbewerbsverzerrende Wirkungen der Ausdehnung von Geschäfts-
bereichen von öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (z.B. auf Pay-TV
und Internet-Dienste) aufgrund ihrer ökonomischen Sondersituation (z.B.
Gebührenfinanzierung).

! Konvergenz (3)
Die Konvergenz der traditionell getrennten Subsektoren des Kommuni-
kationssystems Massenmedien und Individualmedien (Telekommunikati-
on) zu einem integrierten gesellschaftlichen Kommunikationssystem, das
als Mediamatik (Medien & Telematik) bezeichnet werden kann (vgl.
Latzer 1997), und die zunehmende Bedeutung des Internet und digitalen
Rundfunks als Musterbeispiele und Antriebskräfte der Mediamatik führ-
ten in den neunziger Jahren zu einer dementsprechenden medienökono-
mischen Schwerpunktsetzung. Damit erweitert sich der Untersuchungs-
gegenstand, der zuvor weitgehend auf öffentliche Massenkommunikation
via Printmedien und Rundfunk beschränkt war. Die bisher technisch,
funktional und auf Unternehmensebene getrennten Subsektoren können
nun in enge Austauschbeziehungen treten. Die Erweiterung erfolgt etwa
durch Analysen der Internet-Ökonomie (vgl. McKnight/Bailey 1997;
Shapiro/Varian 1999; Zerdick et al. 2001), des elektronischen Handels
(vgl. Latzer 2000), des Digitalen Fernsehens (vgl. König 1997; Gerbarg
1999; Schulz/Seufert/Holznagel 1999) und der Telekommunikation (vgl.
Mansell 1993; Bohlin et al. 2000). Deren gemeinsame (industrieökono-
mische) Charakteristika und Unternehmensstrategien können als Digitale
Ökonomie (vgl. Latzer/Schmitz 2001, 2002) bezeichnet werden. Weitere
Themenbereiche umfassen die Ökonomisierung der Medien (vgl. Jar-
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ren/Meier 2001) und die Analyse einer integrierten Mediamatik-
Politik/Regulierung (vgl. Latzer 1997, 2000).

Für einen Einblick in die theoretisch/modellhafte Basis von Anwen-
dungen und deren Problematik werden nachfolgend vier Beispiele etwas
ausführlicher dargestellt. Die Auswahl versteht sich nicht als wertend,
sondern soll einen Einblick in mehr oder weniger bekannte sowie mehr
oder weniger umstrittene Ansätze geben. Das erste Beispiel basiert auf
traditioneller ökonomischer Theorie (Industrieökonomie), das zweite auf
der um neue politisch-ökonomische Ansätze erweiterten neoklassischen
Theorie, das dritte baut auf einer spezifisch für Massenmedien adaptierten
Theorie auf (Theory of the Niche) und das vierte ist im Stadium einer
präformalen Theorie (Principle of Relative Constancy), dessen Hypothe-
sen nicht formalisiert sind.

!  Industrieökonomisches Paradigma für die Analyse von Medienindu-
strien (a)

Das Marktstruktur-Marktverhalten-Marktergebnis-Paradigma (MMM)
(siehe Abbildung 1) wird in der medienökonomischen Literatur häufig als
Analyserahmen eingefordert und verwendet (vgl. Müller 1979; Busterna
1988; Gomery 1989, 1993; Hendriks 1995; Wirth/Bloch 1995; Sjurts
1996; Ramstad 1997; Siegert 2001). Es wurde in den dreißiger Jahren von
Edward S. Mason zur Analyse von Industriezweigen entwickelt. Ausge-
hend von wohlfahrtsökonomischen und gesellschaftspolitischen (z.B.
publizistischen) Zielen will man damit einerseits Faktoren identifizieren,
die das Marktergebnis beeinflussen, andererseits dient es der Entwicklung
von Theorien, mittels derer die kausalen Zusammenhänge zwischen den
einzelnen Faktoren bzw. den Marktdimensionen (Struktur-Verhalten-
Ergebnis) analysiert werden können. Es bestehen kausale Zusammenhän-
ge und wechselseitige Beeinflussungen zwischen den drei Marktdimen-
sionen. So hängt z.B. das Marktergebnis vom Marktverhalten ab, das
Marktverhalten wiederum von der einer Industrie zugrundeliegenden
Marktstruktur. Auswirkungen in die umgekehrte Richtung sind ebenfalls
möglich. Durch die Aufnahme medienspezifischer (publizistischer) Ziele
in die Marktergebnis-Rubrik lassen sich verschiedene kommunikations-
wissenschaftliche Fragestellungen analysieren. Das Paradigma ist auch
für nicht-ökonomische Erklärungsansätze offen bzw. für Fragestellungen,
bei denen ökonomische Kriterien nicht ausreichen. Medienökonomische
Ergebnisse liegen insbesondere über Marktstrukturen und -verhalten vor,
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weniger über Marktergebnisse – so etwa zur Konzentration (Struktur) und
ihren Auswirkungen auf das Marktverhalten und -ergebnis. Konzentration
kann, wie oben gezeigt, mit Konzentrationsindices, wie HHI und
CR4/CR8, gemessen werden. Owen/Wildman (1992) liefern HHI-Daten
für US-Fernsehprogramm-Syndikate; und Chan-Olmsted (1996)
CR4/CR8 sowie HHI-Daten für den US-Kabelfernsehmarkt. Albar-
ran/Dimmick (1996) legen u.a. CR4/CR8-Ergebnisse für vierzehn Me-
dienindustriesegmente vor. Heinrich untersucht den deutschen Markt
hinsichtlich ökonomischer (1992, 1999) und publizistischer Konzentrati-
on (1992) und präsentiert dafür u.a. CR3 und HHI-Daten. Eine Analyse
von Strategien und Formen von Unternehmenszusammenschlüssen im
konvergenten Mediensektor liefert Chan-Olmsted (1998). Die Auswir-
kungen der Marktstruktur auf Programmvielfalt (Ergebnis) zeigen Müller
(1979) und Owen/Wildman (1992). Die Effekte strategischen Marktver-
haltens (Preissetzung, Produktdifferenzierung) auf den Wettbewerb im
Kabelmarkt beschreibt Barrett (1996). Zum Zusammenhang von Markt-
struktur und Unternehmensstrategien (Verhalten) in der Digitalen Öko-
nomie des Mediamatik-Sektors siehe Latzer/Schmitz (2001, 2002). Doyle
(2000) untersucht die Beziehung zwischen Marktgröße und -ergebnis
sowie zwischen Cross-Sektor-Besitzstruktur (vertikal/diagonal) und
Marktergebnis in Großbritannien anhand der Gewinnspanne aus der ge-
wöhnlichen Geschäftstätigkeit (Ergebnis). Diese lässt sich zwar gut
quantitativ fassen und vergleichen, ist aber als alleiniges Kriterium für die
Abschätzung des Marktergebnis einer Kulturindustrie nicht ausreichend.
Das Problem bei der Marktergebnis-Bewertung liegt darin, dass im Me-
dienbereich einerseits traditionelle ökonomische Maßstäbe und Effizienz-
kriterien als nicht ausreichend bewertet werden und andererseits Kriterien
wie Vielfalt, Meinungsfreiheit oder der Beitrag zur politischen Diskussi-
on schwer empirisch fassbar und vergleichbar sind.
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Abbildung 1: Marktstruktur-Marktverhalten-Marktergebnis-Paradigma
Quelle: Adaptiert nach Scherer/Ross (1990, 5); eigene Ergänzungen.

! Marktversagen-Staatsversagen-Paradigma (b)
Das auf ökonomischer Theorie beruhende Marktversagen-

Staatsversagen-Paradigma geht vom Markt als prinzipiell optimalen Al-
lokationsmechanismus aus. Aufgrund struktureller Defizite kommt es
jedoch in Ausnahmebereichen zu Marktversagen16, d.h. zu suboptimalen
Ergebnissen, woraus sich entsprechend der Public Interest Theorie staatli-
che Markteingriffe (z.B. Marktmachtkontrolle, Preisregulierung) zu des-
sen Verhinderung oder Kompensation ableiten lassen. Doch auch die
Politik hat Defizite wie die Special Interest Theorie unter Betonung ver-
folgter Partikularinteressen der am Regulierungsprozess Beteiligten be-
tont, und es kann zu Staatsversagen (Politikversagen) kommen, woraus
sich eine Re-Formulierung der Politik bzw. die Suche nach alternativen,
marktkonformen Instrumenten ableiten lässt.

Während die Defizite des Medienmarktes mit neoklassischen Ansät-
zen analysiert werden (vgl. Heinrich 1994, 1999), lassen sich jene der
Politik mit Ansätzen der Neuen Politischen Ökonomie untersuchen. Der

                                                            
16 Siehe Abschnitt 1.1.2.

Anzahl der Käufer und
Verkäufer

Marktzutrittsbarrieren
Produktdifferenzierung
Kostenstrukturen
Vertikale Integration
Diversifikation

Marktstruktur

Preissetzungsverhalten
Produktstrategien
Werbung
Forschung & Entwick-

lung
Legale Taktiken (z.B.

Patente)

Marktverhalten

Produktive und
allokative Effizienz

Technischer Fortschritt
Verteilungsgerechtigkeit
Medienspezifisch:
Kommunikationsfreiheit
& politische Diskussion
(Kulturelle) Vielfalt,
Beitrag zu Bildung &
nationaler Identität

Marktergebnis

Wirtschaftliche, technische, soziale und rechtliche
Rahmenbedingungen

z.B.: z.B.: z.B.:
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Regulatory-Capture-Ansatz prüft beispielsweise, inwieweit die Regulie-
rung durch die Partikularinteressen der regulierten Industrie vereinnahmt
wird und welche institutionellen Faktoren dafür verantwortlich sind. So
wird das Versagen der US-Kommunikationspolitik u.a. mit der Verein-
nahmung der FCC (Federal Communications Commission) begründet
(vgl. OTA 1990). Edelmann (1990) argumentiert ergänzend dazu, dass
die FCC ihr (gewolltes) Versagen mit „symbolischer Politik“ zu übertün-
chen wusste. Mittels Transaktionskosten-Analysen können die Kosten
verschiedener Regulierungsmodelle und marktkonformer Alternativen
verglichen und dementsprechende Politikvorschläge abgeleitet werden.
Transaktionskosten-Reduktionen sind beispielsweise ein Argument für
eine integrierte Regulierung von Massenmedien und Telekommunikation
in der Mediamatik.17

Heinrich (1999a) diskutiert die Grenzen des Paradigmas von Markt
und Marktversagen im Mediensektor und leitet ein duales System der
Steuerung und Regelung ab, einerseits für den Bereich der normativ zu-
geschriebenen Medienproduktion (meritorische und öffentliche Informa-
tionen, z.B. zur Produktion von Vielfalt und Wahrheit) – wo der ökono-
mische Wettbewerb als Steuerungsverfahren prinzipiell nicht geeignet ist,
andererseits für den privaten Gebrauchswertbereich – wo das traditionelle
ökonomische Steuerungsverfahren trotz Marktversagen anwendbar ist.

! Theory of the Niche (c)
Während für die Analyse intramediären Wettbewerbs (z.B. zwischen

zwei Rundfunkveranstaltern) Monopol- und Oligopoltheorien verwendet
werden, adaptieren Dimmick/Rothenbuhler (1984) und Dimmick (1993)
für die Erforschung intermediären Wettbewerbs die Theory of the Niche,
die ursprünglich aus der Ökologie stammt. Sie wurde zur Beantwortung
der Frage entwickelt, wie koexistierende Populationen um knappe Res-
sourcen konkurrieren. In der medienökonomischen Anwendung sind die
einzelnen Medienindustrien (z.B. TV, Radio, Zeitung) Populationen, die
von denselben Ressourcen (in diesem Fall Werbeeinnahmen) leben. Für
ihre Analyse identifizieren sie vier Populationen (TV, Radio, Zeitung und
Außenwerbung), die sie nach vergleichbaren Nischen für Werbung (z.B.
national, lokal) gruppieren. Die Nische ist die Position einer Population

                                                            
17 Vgl. Latzer 1997; für die Anwendung des Marktversagen-

Staatsversagen-Paradigmas zur Ableitung einer Mediamatik-Politik für
eCommerce vgl. Latzer 2000.



20 Natascha Just, Michael Latzer

hinsichtlich der verfügbaren Ressourcen. Ihre Untersuchung für die Jahre
1935-1980 unterteilen sie in vier Zeitreihen und zeigen mittels eines for-
malisierten Ansatzes, wie sich das Aufkommen neuer Medien (Radio,
TV) auf bestehende (Zeitung, Außenwerbung) ausgewirkt hat, und zwar
sowohl im Hinblick auf Nischenbreite (d.h. die Anzahl der verschiedenen
Quellen, von denen Ressourcen bezogen werden) als auch Nischenüber-
lappung (das Ausmaß, bis zu dem zwei Populationen um dieselben Res-
sourcen konkurrieren). Wenn die Nischenüberlappung groß ist, deutet
dies auf starken Wettbewerb um die Ressourcen hin, der bis zur Verdrän-
gung, im schlimmsten Fall zur Eliminierung einer Population führen
kann. Letztere tritt im Medienbereich kaum auf. Durch die Einführung
des Radios wurde der Wettbewerb im Bereich der nationalen Werbung
stärker, zu Lasten von Außenwerbung und Zeitung sowie nach Einfüh-
rung des Fernsehens zu Lasten des Radios. Parallel dazu stieg der Anteil
an lokaler Werbung im Radio und die verstärkte Ausnützung von allein
belegten Nischen, wie z.B. Kleinanzeigen durch Zeitungen. Für den Be-
reich der Kleinanzeigen könnte sich zukünftig steigender Wettbewerb
durch neue Medien ergeben. Am auffälligsten war die Verdrängung von
Radios vom nationalen Werbemarkt durch Fernsehen. Generell wird Me-
dien mit einer großen Nischenbreite, sogenannten Generalisten (z.B.
Fernsehen, Zeitung), eine größere Überlebensfähigkeit zugestanden, als
solchen mit kleiner Breite, sogenannten Spezialisten (z.B. Radio). Dim-
mick (1993) weitet diese Theorie durch die Einbindung des Uses-and-
Gratification-Ansatzes aus. Ausgehend von der Nachfrage und daraus
erzielter affektiver und kognitiver Bedürfnisbefriedigung versucht er
festzustellen, wie terrestrisches TV, Kabel-TV und Video miteinander
konkurrieren. Mit Überlappungsindices, die als Anhaltspunkt für die Sub-
stituierbarkeit oder Komplementarität von Medien dienen, wird die Ähn-
lichkeit des Gratifikationsniveaus abgeleitet, mit Indices zur „wettbe-
werblichen Überlegenheit“ wird hingegen ermittelt, welche Medien einen
größeren Gratifikationsnutzen bringen. Eine Verdrängung oder Eliminie-
rung eines Mediums wird erreicht, wenn das neue Medium ähnliche Be-
dürfnisse befriedigt und gleichzeitig eine gewisse Überlegenheit gegeben
ist. Diese Überlegenheit sollte eine Änderung des Konsumentenverhal-
tens und parallel dazu eine Änderung der Ressourcenverteilung (Werbe-
und Konsumentengelder) bewirken. Unter Einbindung einer Konsumen-
tenbefragung kommt Dimmick (1993) zum Ergebnis, dass Kabel-TV dem
terrestrischen Fernsehen, Video aber beiden überlegen ist.
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! Principle of Relative Constancy (d)
Das in den siebziger Jahren von McCombs ausformulierte und empirisch
getestete Principle of Relative Constancy (PRC) besagt, dass jener Anteil
am (gesamtwirtschaftlichen) Einkommen, der von den Konsumenten für
Massenkommunikation ausgegeben wird, konstant sei (vgl.
McCombs/Eyal 1980; McCombs/Nolan 1992). Das PRC impliziert, dass
neu hinzukommende Medienprodukte und -dienste ihr Fortbestehen im
Markt nur durch Abziehung finanzieller Mittel von bestehenden Medien
(Verdrängungswettbewerb) oder durch Wirtschaftswachstum erzielen
können. Untersuchungen für die Jahre 1929-1968 und 1968-1971 bestäti-
gen diese Annahme relativ konstanter Konsumausgaben für Massenmedi-
en. Wood wiederholte diese Untersuchung mit methodischen Erweiterun-
gen und kam für Langzeittrends (bis 1988) zu übereinstimmenden Ergeb-
nissen. Er zeigte aber auch, dass es zu kurzfristigen Abweichungen beim
Ausgabenanteil kommen könne, die ausreichen, neue Technologien ein-
zuführen und zu etablieren, ohne alte aus dem Markt zu drängen (vgl.
Wood 1986; Wood/O’Hare 1991). Die Abweichungen im Zuge der Ein-
führung der Video-Technologie in den USA in den achtziger Jahren wi-
dersprechen jedoch dem PRC und lösten eine Debatte um die Validität
des Prinzips aus. Zum einen wird argumentiert, dass nicht nur, wie im
PRC angenommen, die Höhe des gesamtwirtschaftlichen Einkommens
für die Medienausgaben verantwortlich ist, sondern auch andere Faktoren
(z.B. Preise, Arbeitslosenquote), wie Dupagne (1997) mit Hilfe von öko-
nometrischen Modellen für Belgien für die Jahre 1953-1991 zeigt. Zum
anderen kritisieren Lacy/Noh (1997) das PRC u.a. aufgrund der Ver-
nachlässigung ökonomischer Theorien (z.B. Nachfragetheorie, MMM-
Paradigma). Dimmick (1997) versucht eine Erklärung der Abweichung
vom PRC in den achtziger Jahren durch Anwendung der erweiterten Ni-
schen-Theorie und der Analyse der Marktstruktur, wobei er auf die Be-
deutung des Gratifikationsniveaus durch vorhandene Medien verweist.
Die damalige Oligopolstruktur im US-Fernsehmarkt führte zu geringer
Gratifikation und folglich zu einer erhöhten Ausgabenbereitschaft für
neue Medien (Video). Noh/Grant (1997) argumentieren, dass die spezifi-
sche Funktionalität von Video-Technologie zur Abweichung vom kon-
stanten Ausgabenanteil für Medien führte und fordern folglich deren
stärkere Berücksichtigung in der Analyse.
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4. Schlussbemerkungen

Im Zuge der disziplinären Etablierungsversuche der Medienökonomie
besteht Einigkeit darüber, dass sie sich wirtschaftswissenschaftlicher
Ansätze bedient. Uneinigkeit besteht hingegen darüber, (1) welche wirt-
schaftswissenschaftlichen Ansätze dafür geeignet sind, ob und welche
kommunikationswissenschaftlichen Fragen damit beantwortet werden
können, (2) wie der Untersuchungsgegenstand abgegrenzt wird, und (3)
ob und wie ein interdisziplinärer Ansatz in der Medienökonomie zu ver-
folgen ist.

Bezüglich der Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes legt v.a.
die Konvergenz im Medienbereich nahe, das gesamte gesellschaftliche
Mediensystem in die Analyse mit einzubeziehen, d.h. traditionelle Be-
schränkungen auf Massenmedien, Journalismus und öffentliche Kommu-
nikation aufzugeben.

Für die medienökonomische Analyse verschiedenster kommunikati-
onswissenschaftlicher Problem- und Fragestellungen auf ökonomischer
Basis ist die Vielfalt der wirtschaftswissenschaftlichen Ansätze ein Ge-
winn. Dies unter der Voraussetzung, dass deren jeweilige norma-
tiv/methodischen Annahmen klargelegt und deren möglicher Erklärungs-
beitrag – und damit auch deren Grenzen – diskutiert werden. Grenzen
ergeben sich v.a. aufgrund der gesellschaftlichen, verfassungsrechtlich
verankerten Sonderstellung des Mediensystems und der damit verbunde-
nen politischen Zielsetzungen. Hier greift eine rein ökonomische Be-
trachtung zu kurz. Die Einbindung des Politischen in die ökonomische
Analyse, Interdisziplinarität, zumindest aber der Zusammenhang u.a. zu
Ansätzen der Politikwissenschaft, Soziologie, Cultural Studies und Psy-
chologie ergeben sich schon alleine durch die Einbeziehung neuerer sozi-
alwissenschaftlicher Ansätze der Wirtschaftswissenschaften (z.B. institu-
tionalistische Ansätze). Damit kann die Anschlussfähigkeit der Me-
dienökonomie an andere Teildisziplinen der Kommunikationswissen-
schaft gewährleistet werden.
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